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Sachverhalt und Antrãge 

Die Beschwerdegegnerin 1st Inhaberin des europaischen 

Patents 0 194 588, das am 13. Juni 1990 erteilt worden 

1st. 

Nit Schreiben voni 11. Mãrz 1991, eingegangen beim 

Europâischen Patentanit am 15. Mãrz 1991, legte die 

Beschwerdeführerin Einspruch ein mit dem Antrag, das 

Patent erfülle nicht die Erfordernisse des Art. 56 und 83 

EPU und sei daher zu widerrufen. 

Nit gleichem Schreiben reichte die Beschwerdeführerin die 

Begründung ein und entrichtete die Einspruchsgebühren. 

Mit Bescheid vom 24. April 1991 teilte die Einspruchs- 

abteilung der Beschwerdeführerin (Einsprechenden) mit, daB 

der Einspruch nicht innerhaib der neunmonatigen 

Einspruchsfrist beiiu Europäischen Patentamt eingereicht 

wurde und daB deshaib der Einspruch als unzulàssig zu 

verwerfen sei (Reg. 56 (1) in Verbindung mit Art. 99 (1) 
EPU). 

Mit Bescheid vom gleichen Datum teilte das Europâische 

Patentamt der Beschwerdeführerin mit, daB gemal3 

Reg. 69 (1) EPU der Einspruch als nicht eingelegt zu 

betrachten sei, da die Einspruchsgebuhr bis zum Ablauf der 

Einspruchsfrist nicht entrichtet wurde (Art. 99 (1) EPU). 

AuBerdeni sei Art. 8 der Gebuhrenordnung nicht anwendbar, 

da der Einspruch als soicher zu spat eingegangen sei. 

Mit Schreiben vom 16. Mai 1991 steilte die Beschwerde- 

führerin Antrag auf Entscheidung nach Reg. 69 (2) EPU mit 

der Begründung, daB der Einspruchsschriftsatz per Telefax 
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vor dem oder am 12. März 1991 an das Europäische Patentaint 

übermittelt worden Se!. 

Die Beschwerdeführerin fügte weiterhin zwei eides-

stattliche Erklarungen von einer Aushilfssekretärin und 

einem Angesteliten der Beschwerdeführerin bei und steilte 

ferner einen Antrag auf Wiedereinsetzung nach 

Art. 122 EPU. 

Mit einer Mitteilung vom 10. Juni 1991 forderte die 

Einspruchsabteilung die Beschwerdeführerin auf, einen 

Beweis für die Telefaxübersendung vorzulegen. 

Mit Schreiben vom 21. Juni 1991 übermittelte die 

Beschwerdeführerin eine Kopie des Einspruchsschriftsatzes, 

wobei jedes Blatt oben und unten rosa Kreise zeigte, die 

den Beweis der Telefaxübermittlung darstellen soliten. 

Eine Erkiàrung eines Angesteilten der BeschwerdefUhrerin, 

der die Ubersendung der in der Anlage beigefugten Kopien 

per Telefax am 12. Màrz 1991 an das Europäische Patentamt 

bestàtigen sollte, wurde ebenfalls beigefügt. 

Da der Einspruch nicht innerhaib der neunmonatigen 

Einspruchsfrist beim Europàischen Patentamt eingegangen 

war, wurde mit Zwischenentscheidung der Einspruchs-

abteilung des Europäischen Patentamts vom 18. Juli 1991 

der Einspruch der Beschwerdeführerin gegen das europâische 

Patent Nr. 0 194 588 zurückgewiesen. Hierbei wurde noch 

entschieden, dais der Einspruch als nicht eingelegt gait, 

da die Einspruchsgebühr nicht rechtzeitig entrichtet 

wurde. 

Gleichzeitig wurde der Antrag auf Wiedereinsetzung von der 

Einspruchsabteilung als nicht zulässig erachtet. Die 

Einspruchsabteilung begrundete ihre Entscheidung damit, 

daB der dem Antrag der Beschwerdeführerin zugrundeliegende 

V 
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Sachverhalt nicht genügend bewiesen sei, und dal3 trotz 

sorgfàltiger Suche seitens der Posteingangsstelle nicht 

festgestellt werden konnte, daB der Einspruchsschriftsatz 

spãtestens am 13. März 1991 beini Europäischen Patentamt 

eingegangen war. 

Gegen die Zwischenentscheidung hat die Beschwerdeführerin 

am 25. September 1991 unter gleichzeitiger Zahiung der 

Gebühr Beschwerde eingelegt und diese begrundet. 

In der mündlichen Verhandlung vor der Kammer am 

29. April 1992 beantragte die Beschwerdeführerin die 

Aufhebung der Entscheidung und die Zuruckverweisung des 

Einspruchs an die Einspruchsabteilung zur weiteren 

Entscheidung. 

Hilfsweise beantragte die Beschwerdeführerin die Aufhebung 

der Entscheidung und die Zurückweisung der Sache an die 

erste Instanz, dainit das EPA das Verzeichnis der im 

fraglichen Zeitraum eingegangenen Telekopien uberprUfen 

und feststellen kOnne, ob das von der Beschwerdeführerin 

eingereichte Beweismaterial, aus dem hervorgehe, daB eine 

Telekopie von Herrn Comers Schreiben vom 11. Màrz 1991 am 

11. oder 12. Màrz 1991 beim EPA eingegangenen sei zu 

bestàtigen ware. 

Für den Fall, daB diesem ersten Hilfsantrag nicht 

stattgegeben wird, beantragte die Beschwerdeführerin, daB 

-die Sache der GroBen Beschwerdekammer vorgelegt wird, 

damit diese entschejdet, weiche Beweismittel mm Falle der 

Einreichung durch Telekopie zuin Nachweis des Eingangs 

einer Telekopie erforderlich sind, die das EPA angeblich 

nicht erhalten hat. 
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Die Beschwerdegegnerin beantragte, die Beschwerde zurück-

zuweisen und die Entscheidung der Einspruchsabteilung 

aufrechtzuerhalten. 

Entscheidungsgründe 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 sowie 

der Regel 64 EPU; sie ist zulässig. 

Irn vorliegenden Fall geht es lediglich urn die Frage, ob 
ein Einspruch rechtzeitig eingereicht wurde und die 

entsprechende Gebühr innerhalb der Frist entrichtet worden 

ist. 

Bereits in fristwahrenden Fallen hat die Beschwerdekarnrner 

eine Beweisführung grundsâtzlich für rnôglich gehalten, 

so z. B. irn Falle ttverlorene  Beschwerdebegründung't 

(T 243/86 vorn 9. Dezember 1986, irn AB1. nicht ver - 

ôffentlicht) sowie irn Falle "Verlorene Telexbestatigung" 

(T 69/86 vom 15. September 1987, un AB1. nicht ver-
ôffentlicht) und irn Falle ttVerlorene Scheck" (T 128/87 
(AB1, EPA 1989, 409)). 

Die Beschweraefuhrerin xnnte nacn Aurrassung aer o 	 ainmer 

keinen eindeutigen Beweis für die Telefaxübermittlung 

bringen, weil namlich die von ihr zu diesem Zweck 

vorgelegten und mit rosa Kreisen gekennzeichneten Blatter 

keine Aufklàrung über Zeitpunkt und Adressat der in Rede 

stehenden Telefaxübermittlung geben konnten. 

Die Kanuner weist darauf hin, daJ3 eidesstattliche 

Erklarungen anders als schriftliche Erklarungen unter Eid 
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nicht ausdrücklich unter den vor dern EPA zugelassenen 

Beweismitteln genannt sind (Artikel 117 EPU). un Verfahren 

vor dein EPA werden derartige Erklärungen daher un Wege der 

freien Beweiswürdigung in Betracht gezogen. 

4. 	Artikel 114 (1) EPU besagt jedoch folgendes: 

tIfl dein Verfahren vor dem Europäischen Patentamt ermittelt 

das Europäische Patentamt den Sachverhalt von Amts wegen; 

es ist dabei weder auf das Vorbringen noch auf die Antràge 

der Beteiligten beschränkt". 

In der Begründung (Punkt 2) der Entscheidung der 

Einspruchsabteilung wird lediglich behauptet, "eine 

Telefaxübermittlung des Einspruchs ant 11. oder 

12. März 1991 konnte trotz sorgfàltiger Suche der Post-

eingangsstelle nicht festgestellt werden". Es ist aus den 

Entscheidungsgründen aber nicht ersichtlich, daB die 

Einspruchsabteilung von der Poststelle einen ausführlichen 

Bericht angefordert und auch erhalten hätte. 

liii vorliegenden Falle dürfte aller Wahrscheinhichkeit nach 

daher seitens der Erstinstanz keine Beweisaufnahrne bzw. 

keine eingehende Untersuchung über die Telefaxüber-

mittlungen an den besagten Tagen stattgefunden haben. 

Eine Uberprüfung der gesainten un Europãischen Patentaint ant 

11. und 12. Mãrz 1991 erhaltenen Telexüberrnittlungen ware 

aber notwendig gewesen, vor allern weil es liii vorliegenden 

Fall urn reine Behauptungen der Parteien geht, die nicht mm 

Rahmen eines Beweises, sondern vielinehr un Rahinen eines 

Feststellungsverfahrens zu betrachten wãren. 
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Wie schon von einer Beschwerdekaininer it Falle tifehiende 

Ansprüche" (J 20/85 AB1. EPA 1987, 102) entschieden 

wurde, ist Art. 114 (1) EPU von gr68ter Bedeutung, sobald 

es sich zeigt, dal3 zwischen dent EPA und den Verfahrens- 

beteiligten Uneinigkeit über eine Tatfrage besteht, z. B. 

ob ein Schriftstück an einein bestiinmten Tag eingereicht 

worden ist oder nicht und wenn die Tatsachenbehauptungen 

des Europãischen Patentaints un Widerspruch zu denen eines 

Verfahrensbeteiligten stehen. 

Darüber hinaus wurde dort festgestellt, daB obwohl 

Artikel 117 EPU keine ausdrückliche Bezugnahme auf die 

Eingangsstelle enthält, diese Vorschrift nicht so 

ausgelegt werden darf, daB damit der Eingangsstelle die 

Befugnis abgesprochen wird, eine Beweisaufnahme durch-

zuführen. 

Angesichts der von der Beschwerdeführerin vorgebrachten 

Argumente und Beweisrnittel hätte die Einspruchsabteilung 

zumindest eingehende Nachforschungen darUber anstellen 

müssen, welche Telefaxübermittlungen in der Telefaxstelle 

des Europäischen Patentaints am 11. und 12. Mârz 1991 

einpfangen wurden. 

5. 	Das gesamte von der Beschwerdeführerin vorgelegte Material 

läBt nach der Ansicht der Kammer Zweifel über die 

Fristwahrung der Einspruchsabteilung aufkommen, so daB 

dies alles vorlaufig zu ihren Gunsten zu werten ist. 

Der Brief der Beschwerdeführerin vom 11. März 1991, der 

innerhalb der neun Monate Frist am 13. Närz 1991 im Aint 

eingegangen ist, verweist auf einen Einspruch tin 

Zusanmienhang mit der Europàischen Patentschrift 0 194 588. 

Nach Ansicht der Kamnmner ist dies ein Hinweis, daB die 
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Beschwerdeführerin mäglicherweise geglaubt hat, daB die in 

Frage stehenden Faxes, früher abgesandt wurden, da sie 

sonst statt dieses Briefes noch einen gültigen 

Einspruchsschriftsatz hãtte einreichen kännen. Dieser 

timstand gibt den von der Beschwerdeführerin vorgelegten 

Affidavits in der Sache mehr Gewicht, und daher liegt die 

Beweislast beim Europâischen Patentaint. 

liii Laufe der mündlichen Verhandlung wurde von der Kaimuer 

festgestellt, daB inehrere Telefaxnuinmern auf den Briefen 

und Dokuinenten der Beschwerdeführerin zu finden waren, so 

daB es für eine sachdienliche Untersuchung notwendig 

scheint, die Faxnummer bzw. Nummern, unter welchen die 

Beschwerdeführerin den Einspruchsschriftsatz übermittelt 

hat, genau zu kennen. 

In bezug auf den anderen Entscheidungsgrund der 

Entscheidung der Einspruchsabteilung, d. h. daB der 

Einspruch als nicht eingelegt zu betrachten sei, da die 

Einspruchsgebuhr bis zum Ablauf der Einspruchsfrist nicht 

entrichtet wurde, ist zu vennerken, daB, wie aus den 

Kopien des nicht fristgerecht eingetroffenen Telefaxes zu 

ersehen ist, ein Beleg des Zahlungsmittels der 

Einspruchsgebühr dent Einspruchsschriftsatz beigefügt 

wurde. 

Die gleiche Betrachtungen, die vorstehend in 4 und 5, 

schon angesteilt worden sind, gelten daher auch für diesen 

Entscheidungsgrund. 

7. 	Unter diesen Uinstànden braucht die Kannner über die anderen 

in der Beschwerdebegründung gesteilten Antràge nicht zu 

entscheiden. 
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Entscheidungs forinel 

Aus diesen Grüriden wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird an die Einspruchsabteilung zurUckverwiesen 

zur weiteren Nachprufung der Telefaxempfänge un 

Europâischen Patentamt voin 11., 12. oder 13. Närz 1991 

unter Berücksichtigung der in der vorliegenden Sache in 

Frage koininenden Faxnunimern der Einsprechenden und 

gegebenenfalls zur Fortsetzung des Einspruchsverfahrens. 

Der Geschäftsstellenbeamte: 	 Der Vorsitzende: 

P. Martorana 	 P. Lançon 
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